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1. Bekanntmachung des Jahresabschlusses 2011 der eigenbetriebsähnlichen 
Einrichtung Sondervermögen Abwassersammlung Stadt Kalkar 

 
Der Rat der Stadt Kalkar hat in seiner Sitzung am 05.07.2012 den Jahresabschluss zum 31.12.2011, 
abschließend mit einer Bilanzsumme von 16.286.155,59 € und einem Jahresüberschuss in Höhe von 
36.103,05 € festgestellt. Aus dem Jahresüberschuss in Höhe von 36.103,05 € wird ein Betrag in Höhe 
von 35.549,85 € an die Stadt Kalkar zur Verzinsung des eingesetzten Kapital ausgeschüttet. Der rest-
liche Jahresüberschuss in Höhe von 553,20 € wird auf neue Rechnung vorgetragen.  
 
Abschließender Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt NRW 

Die Gemeindeprüfungsanstalt NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Abschlussprüfer des Be-
triebes Sondervermögen Abwassersammlung Stadt Kalkar. Zur Durchführung der Jahresabschlussprü-
fung zum 31.12.2011 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. Heilmaier & Partner GmbH, 
Krefeld, bedient. Diese hat mit Datum vom 11.05.2012 den nachfolgend dargestellten uneingeschränk-
ten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 

„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang - 
unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht des Sondervermögen Abwassersammlung 
Stadt Kalkar für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2011 bis 31. Dezember 2011 geprüft. Die Buchfüh-
rung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen 
Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der Betriebssatzung liegen in der Verantwortung der 
Betriebsleitung des Eigenbetriebes. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführ-
ten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über 
den Lagebericht abzugeben. 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB und § 106 GO NRW unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrich-
tigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt wer-
den und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Eigenbetriebes Anlass zu Beanstandungen geben. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen 
werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld 
des Eigenbetriebes sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt.  
Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontroll-
systems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwie-
gend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten 
Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung des Eigenbetriebes 
sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind 
der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.  
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jah-
resabschluss den deutschen handelsrechtlichen und den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften 
und den ergänzenden Bestimmungen in der Satzung und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes. Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahres-
abschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebes und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. Heilmaier und Partner 
GmbH ausgewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt dabei zu fol-
gendem Ergebnis: 
 

Der Bestätigungsvermerk der Wirtschaftsprüfer wird vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß 
§ 3 der Verordnung über die Durchführung der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und prü-
fungspflichtigen Einrichtungen (JAP DVO) ist auch Sicht der GPA NRW nicht erforderlich.  
 
Herne, den 27. Juli 2012 Gemeindeprüfungsanstalt NRW 
   Abschlussprüfung - Beratung - Revision 

Im Auftrag 
Helga Giesen 
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Der Beschluss des Rates der Stadt Kalkar über die Verwendung des Jahresergebnisses und der ab-
schließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt NRW werden hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen beim Sondervermögen Abwassersammlung der Stadt Kalkar, 
Kirchfeld 57, 47546 Kalkar während der Dienststunden zur Einsichtnahme aus. 
 
Kalkar, den 21. August 2012   gez. Gerhard Fonck, Betriebsleiter  
 
 

2. Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Kalkar über das Widerspruchsrecht 
gegen Melderegisterauskünfte 

 
Gemäß § 35 Abs. 1 des Meldegesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 16.09.1997 (GV NRW 
S. 332, ber. S. 386), geändert durch Gesetz vom 08.12.2009 (GV NRW S. 765, 793), darf die Meldebe-
hörde Parteien, Wählergruppen und anderen Trägern von Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit 
Parlaments- und Kommunalwahlen in den sechs der Wahl vorangehenden Monaten Auskunft aus dem 
Melderegister über Vor- und Familiennamen, Doktorgrad und Anschriften von Gruppen von Wahlbe-
rechtigten, für deren Zusammensetzung das Lebensalter der Betroffenen bestimmend ist, erteilen. Die 
Geburtstage dürfen dabei nicht mitgeteilt werden. Die Betroffenen haben das Recht, der Weitergabe 
ihrer Daten zu widersprechen. Der Widerspruch kann sich nur auf die Auskunft an alle Parteien, Wäh-
lergruppen und andere Träger von Wahlvorschlägen beziehen. Nur einzelne Parteien von der Daten-
weitergabe auszuschließen, lässt das Gesetz nicht zu. 
 

Im Sinne des § 21 Abs. 1 a des Melderechtsrahmengesetzes in der Fassung vom 19.04.2002 (BGBl. I 
S. 1342), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28.04.2011 (BGBl. I S. 678), können Melderegisteraus-
künfte auf automatisiert verarbeitbaren Datenträgern, durch Datenübertragung oder im Wege des  
automatisierten Abrufs über das Internet erteilt werden. Ein automatisierter Abruf über das Internet ist 
nicht zulässig, wenn der Betroffene dieser Form der Auskunftserteilung widersprochen hat. 
 

Nach § 35 Abs. 2 des Meldegesetzes dürfen Auskünfte an Antragsteller und Parteien im Zusammen-
hang mit Volksbegehren und Volksentscheiden sowie Bürgerentscheiden erteilt werden. Die Betroffe-
nen haben das Recht, der Weitergabe ihrer Daten zu widersprechen. 
 

Gemäß § 35 Abs. 3 des Meldegesetzes darf die Meldebehörde Mitgliedern parlamentarischer und 
kommunaler Vertretungskörperschaften sowie Presse und Rundfunk eine Melderegisterauskunft über 
Alters- und Ehejubiläen von Einwohnern erteilen. Die Auskunft umfasst Vor- und Familiennamen, Dok-
torgrad und Anschrift des Betroffenen sowie Tag und Art des Jubiläums. Die Meldebehörde darf diese 
Auskunft nur nach Einwilligung der Betroffenen erteilen. 
 

Die Meldebehörde darf gemäß § 35 Abs. 4 des Meldegesetzes an Adressbuchverlage Auskünfte über 
Vor- und Familiennamen, Doktorgrade und Anschriften sämtlicher Einwohner, die das 18. Lebensjahr 
vollendet haben, erteilen. Die Auskünfte dürfen nur erteilt werden, sofern die Betroffenen zuvor schrift-
lich eingewilligt haben. 
 

Zum Zwecke der Übersendung von Informationsmaterial über die Streitkräfte an eventuell Freiwillige 
erfolgt eine Datenübermittlung an das Bundesamt für Wehrverwaltung gem. § 18 Abs. 7 Melderrechts-
rahmengesetz. Dieser Datenübermittlung kann widersprochen werden.  
< 

Das Widerspruchsrecht bzgl. der Datenweitergabe nach § 35 Abs. 1 und 2 steht den Betroffenen ab der 
Vollendung des 15. Lebensjahres zu; sie bedürfen hierzu nicht der Einwilligung oder Genehmigung von 
Personen, die zu ihrer gesetzlichen Vertretung befugt sind. 
Der Widerspruch bzw. die Einwilligung kann schriftlich oder zur Niederschrift beim Bürgermeister der 
Stadt Kalkar, Fachbereich Bürgerdienste, Verwaltungsneubau, Zimmer 102, 103 oder 109, Markt 20, 
47546 Kalkar, zu den folgenden Öffnungszeiten eingelegt bzw. abgegeben werden: 
 

Montag bis Freitag von 08.00 Uhr bis 12.15 Uhr, 
Montag von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr, 
Donnerstag von 14.00 Uhr bis 17.45 Uhr, 
jeden 1. Samstag im Monat von 08.00 Uhr bis 12.15 Uhr. 

 

Kalkar, den 12. September 2012 
 
Gerhard Fonck 
Bürgermeister 
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3. Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Kalkar über die Widmung von Ver-
kehrsflächen im Stadtteil Wissel 

 
Die folgenden Verkehrsflächen werden gemäß des § 6 in Verbindung mit § 3 Abs. 4 Nr. 2 des Straßen- 
und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23.09.1995 (GV NRW S. 1028, 1996 S. 81, 141, 216, 355, 2007 S. 133), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.12.2011 (GV NRW S. 731), als Gemeindestraßen, bei denen 
die Belange der Erschließung der anliegenden Grundstücke überwiegen, dem öffentlichen Verkehr ge-
widmet: 
 
1. Berglandstraße 

Die Widmung der Straße „Berglandstraße“ erstreckt sich auf die Gemarkung Wissel, Flur 9, 
Flurstücke Nrn. 58 (teilweise), 86 (teilweise) sowie 109 und unterliegt keiner Beschränkung. 

 
2. Sandweg 

Die Widmung der Straße „Sandweg“ erstreckt sich auf die Gemarkung Wissel, Flur 9, Flurstücke 
Nrn. 76 sowie 77 und unterliegt keiner Beschränkung. 

 
Der genaue Widmungsbereich ist aus dem nachfolgend abgedruckten Kartenausschnitt ersichtlich. 
 

 
Gemäß § 6 Abs. 1 StrWG NRW wird die Widmung hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die Bekanntgabe der Widmung gilt einen Tag nach der Veröffentlichung im Amtsblatt der Stadt Kalkar 
als erfolgt. 
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Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diese Widmungsverfügung kann innerhalb von einem Monat nach Bekanntgabe Klage erhoben 
werden. 
 

Die Klage ist beim Verwaltungsgericht in 40213 Düsseldorf, Bastionstrasse 39, schriftlich einzureichen 
oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. 
Sollte die Klagefrist durch das Verschulden einer bevollmächtigten Person versäumt werden, so würde 
deren Verschulden der/dem Klageerhebenden zugerechnet. 
 
Hinweis 

Falls die Klage schriftlich erhoben wird, empfiehlt es sich, ihr zwei Abschriften beizufügen. 
 
Kalkar, den 12. September 2012 
 
Gerhard Fonck 
Bürgermeister 
 
 

4. Tagesordnung der Ratssitzung am 27. September 2012 

 
Am Donnerstag, dem 27. September 2012, 18.00 Uhr, findet im großen Sitzungssaal des Rathauses 
in Kalkar eine Sitzung des Rates der Stadt Kalkar mit folgender Tagesordnung statt: 
 
I. Öffentlicher Teil 

1. Einwohnerfragen 
 

2. Satzung zur 23. Änderung der Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von Stra-
ßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) in der Stadt Kalkar  
hier: - Überprüfung des Straßenverzeichnisses zwecks Sicherstellung der Grundprinzipien 

des kommunalen Winterdienstes 
- Prüfung zur Durchführung des Winterdienstes durch einen externen Anbieter 
- Satzungsbeschluss 

 

3. Zulassungsrecht  
hier: Zuteilung von neuen Kennzeichen 

 

4. Benennung eines Weges im Kalkarer Stadtzentrum 
 

5. Bildung einer Einigungsstelle gemäß § 67 des Personalvertretungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen - LPVG -  

 

6. Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 089 - Windenergieanlagen Neulouisendorf -  
hier: Beschluss über die frühzeitige Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung gemäß §§ 3 

Abs. 1 und 4 Abs.  1 BauGB 
 

7. 2. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 041 - Sommerdick/Bovenholt - 
hier: Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 BauGB 

 

8. 2. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 076 - Niedermörmter Mitte - 
hier: - Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 

- Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB 
 

9. 3. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 069 - Gewerbegebiet Auf dem großen 
Damm - 
hier: - Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 

- Beschluss über die Durchführung der Beteiligung der berührten Bürger gemäß § 13 
Abs. 2 Nr. 2 BauGB 

- Beschluss über die Durchführung der Beteiligung der berührten Behörden und sonsti-
ger TÖB gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 3 BauGB 
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10. 8. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 017/1 - Heinrich-Eger-Straße - 
hier: - Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 

- Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB 
 

11. 43. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 020 - Wissel-Süd - 
hier: - Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB 

- Beschluss über die Durchführung der Beteiligung der berührten Bürger gemäß § 13 
Abs. 2 Nr. 2 BauGB 

- Beschluss über die Durchführung der Beteiligung der berührten Behörden und sonsti-
ger TÖB gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 3 BauGB 

 

12. 44. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 020 - Wissel-Süd -  
hier: - Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 

- Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB 
 

13. 56. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Kalkar - Sondergebietsausweisung für die 
Burg Boetzelaer in Kalkar-Appeldorn  
hier: - Ergänzender Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 

- Beschluss über die Durchführung der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 
 § 3 Abs. 1 BauGB 
- Beschluss über die Durchführung der Beteiligung der Behörden und sonstiger TÖB 

gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
 

14. Fragen gemäß § 17 der Geschäftsordnung 
 

15. Mitteilungen 
 
II. Nichtöffentlicher Teil 

16. Fragen gemäß § 17 der Geschäftsordnung 
 

17. Mitteilungen 
 
Kalkar, den 19. September 2012 
 
Gerhard Fonck 
Bürgermeister 
 
 


